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§ 1 Einleitung

A. Forschungsgegenstand
und Gang der Untersuchung

Die vorliegende Arbeit hat die Denationalisierung und Europäisierung des In-
formationsmodells im Lauterkeitsrecht zum Gegenstand. Sie analysiert die grund-
legende Neudefinition und Neuausrichtung, die das lauterkeitsrechtliche Informa-
tionsmodell durch die Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken 2005/29/EG
(UGP-Richtlinie)1 und durch die Einführung eines Transparenzgebots mit echten
Informationspflichten in das deutsche Lauterkeitsrecht erfahren hat.

Zunächst identifiziert und analysiert die Arbeit drei zentrale, konstituierende
Bausteine für ein Informationsmodell im Lauterkeitsrecht (siehe § 2).

Das wichtigste Element besteht in der Einführung von echten Informations-
pflichten durch das Transparenzgebot in § 5a Abs. 2–5 UWG (siehe § 2 A. der
Arbeit): Die gesetzliche Überschrift von § 5a UWG benutzt den Terminus „Irre-
führungsverbot“ als Oberbegriff für dasWahrheitsgebot in § 5a Abs. 1 UWG und für
das allgemeine Transparenzgebot in § 5a Abs. 2–5 UWG. Traditionell enthielt das
Verbot der Irreführung durch Unterlassen lediglich einWahrheitsgebot, wie es heute
in § 5a Abs. 1 UWG geregelt ist. Nach dieser rein nationalen Regelung erfolgt eine
lauterkeitsrechtliche Sanktionierung nur dann, wenn durch das Unterlassen einer
Information beim Kunden eine Fehlvorstellung entstehen kann. Die Unterneh-
menskommunikation muss nach diesem Wahrheitsgebot also lediglich so gestaltet
sein, dass keine Täuschung des Kunden erfolgt; die Information muss also durch den
Kunden der Wahrheit gemäß wahrgenommen werden. Eine Pflicht zur Vollstän-
digkeit der Information besteht nach dieser traditionellen dogmatischen Konzeption
des Irreführungsverbotes als Wahrheitsgebot nicht.

Demgegenüber stellt das auf europäischem Recht beruhende Transparenzgebot in
§ 5a Abs. 2–5 UWG für das deutsche Lauterkeitsrecht einen dogmatischen Para-
digmenwechsel dar. Die praktische Tragweite dieses Systemwechsels hat häufig nur

1 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über unlautere Ge-
schäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Ver-
brauchern und zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG,
98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung
(EG) Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. L 149 vom 11.6.2005,
S. 22–39.



untergeordnete Aufmerksamkeit gefunden.2 Transparenzgebot bedeutet, dass eine
Pflicht zur vollständigen Information des Kunden besteht. Bereits das bloße Weg-
lassen einer bestimmten Basisinformation kann zu einer lauterkeitsrechtlichen
Sanktionierung führen. Das Entstehen einer Fehlvorstellung beim Kunden ist nicht
erforderlich. Durch das Transparenzgebot in § 5a Abs. 2–5 UWG wurden erstmals
allgemeine Informationspflichten als Grundlage für ein Informationsmodell in das
Lauterkeitsrecht eingeführt. Die Informationspflichten sollen die Verbraucher in die
Lage versetzen, eine informierte Entscheidung zu treffen. In einem Informations-
modell soll der Verbraucherschutz durch die Versorgung des Kundenmit bestimmten
Basisinformationen gewährleistet werden.

Sodann wird als zweiter Baustein des lauterkeitsrechtlichen Informationsmodells
die Ausweitung des Lauterkeitsrechts zu einem Recht der Marktkommunikation
untersucht (siehe § 2 B.). Der Anwendungsbereich des Irreführungsverbotes war
nämlich ursprünglich auf Werbeaussagen beschränkt. Mit seiner Ergänzung um ein
Transparenzgebot wurde die Anwendbarkeit des Irreführungsverbotes nun umfas-
send auf alle geschäftlichen Handlungen erweitert, insbesondere auch auf solche, die
erst nach Vertragsschluss erfolgen. Dadurch erhält das lauterkeitsrechtliche Infor-
mationsmodell eine größere Tragweite.

Schließlich wird als drittes Element, welches das Informationsmodell konstitu-
iert, die Europäisierungs- und Denationalisierungswirkung der UGP-Richtlinie
identifiziert (siehe § 2 C.): Die Einführung europaweit harmonisierter lauterkeits-
rechtlicher Informationspflichten stellt eine Europäisierung des Informationsmo-
dells dar (siehe § 2 C. I.). Die vorliegende Arbeit untersucht jedoch auch die häufig
übersehene Tatsache, dass – im Anwendungsbereich der UGP-Richtlinie – das na-
tionale Informationsmodell abgeschafft wurde: Aus dem Prinzip der Vollharmoni-
sierung der UGP-Richtlinie folgt nämlich eine Sperrwirkung. Den Mitgliedstaaten
wird es dadurch untersagt, durch ihr Lauterkeitsrecht Verstöße gegen mitglied-
staatliche Informationspflichten zu sanktionieren. Im lauterkeitsrechtlichen Infor-
mationsmodell können daher nur noch Verstöße gegen europäische Informations-
pflichten geahndet werden; hingegen müssen Verstöße gegen rein nationale Infor-
mationspflichten ohne lauterkeitsrechtliche Sanktion bleiben. Dies wird in dieser
Arbeit als Denationalisierung des Informationsmodells interpretiert (siehe § 2 C. II.).
Die Europäisierung geht also mit einer Denationalisierung einher, und es wird ein
rein europäisches lauterkeitsrechtliches Informationsmodell geschaffen. Die Arbeit
analysiert die Rechtsprechung des EuGH, die den Mitgliedstaaten die lauterkeits-
rechtliche Sanktionierung von Verstößen gegen rein mitgliedstaatliche Informati-
onspflichten untersagt.

Sodann werden die bedeutsamen Auswirkungen der Denationalisierung auf das
deutsche Lauterkeitsrecht untersucht (siehe § 2 C. III.): Der deutsche Rechts-

2 So – noch zwei Jahre nach der Novellierung – auch die Einschätzung von Fezer, WRP
2010, 577, 578.
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bruchtatbestand in § 3a UWG3 wurde nämlich – mit dem Ablaufen der Über-
gangsfrist im Sommer 2013 – als bisherige Zentralnorm des lauterkeitsrechtlichen
Informationsmodells durch § 5a Abs. 2–5 UWG abgelöst. Der deutsche Rechts-
bruchtatbestand muss als rein nationale Vorschrift zur Vermeidung eines Verstoßes
gegen Europarecht nun einschränkend ausgelegt werden. Er darf – im Anwen-
dungsbereich der UGP-Richtlinie – nicht mehr zur Sanktionierung von Verstößen
gegen rein nationale Informationspflichten herangezogen werden.

Anschließend wird in § 3 der Arbeit die inhaltliche Ausgestaltung des lauter-
keitsrechtlichen Informationsmodells in § 5a UWG untersucht. Dabei wird zunächst
das dogmatisch neuartige Transparenzgebot in § 5a Abs. 2–5 UWG analysiert, das
im Verhältnis zu Verbrauchern echte Informationspflichten etabliert (siehe unten
§ 3 A.). Das Transparenzgebot zählt zu den wichtigsten und umstrittensten dog-
matischen und rechtspolitischen Neuerungen nach der Umsetzung der europäischen
UGP-Richtlinie. Die Informationspflichten des Transparenzgebots wurden durch die
UWG-Novelle des Jahres 20084 neu in das UWG eingeführt und durch die UWG-
Novelle des Jahres 20155 überarbeitet. Zudem ist mittlerweile eine Konkretisierung
der Vorschriften durch umfangreiche Rechtsprechung des EuGH, des BGH sowie
durch das Schrifttum erfolgt. Die Arbeit analysiert, welche Konkretisierungsspiel-
räume durch den Normtext und durch die europäischen Vorgaben beim Transpa-
renzgebot ermöglicht werden und inwieweit den Voraussetzungen und Wirkungs-
möglichkeiten eines Informationsmodells tatsächlich Raum gegeben werden kann.
Ein Konterkarieren des verbraucherschutzrechtlichen Regelungszieles droht vor
allem durch eine Überinformation. Zudem kann sich auf der Unternehmensseite eine
zu starke Belastung mit Informationskosten ergeben. In praktisch-ökonomischer
Hinsicht sind die untersuchten Fragen von großer Bedeutung für die Gestaltung der
Unternehmenskommunikation.

Sodannwird eine Gegenüberstellungmit demWahrheitsgebot in § 5aAbs. 1 UWG
vorgenommen (siehe unten § 3 B.), das dem traditionellen dogmatischen Konzept
eines Irreführungsverbotes folgt. Für den Geschäftsverkehr zwischen zwei Unter-
nehmen erfolgt eine lauterkeitsrechtliche Kontrolle des unternehmerischen Infor-
mationsverhaltens beim Unterlassen einer Information ausschließlich über diese
Vorschrift. Dabei wird auch untersucht, inwieweit bereits durch die Auslegung in der
früheren Rechtsprechung eine punktuelle Annäherung dieser Vorschrift an ein
Transparenzgebot erfolgt ist.

Schließlich werden im Rahmen der Schlussfolgerungen zunächst Einzelergeb-
nisse zu § 5a UWG zusammengefasst (siehe § 4). Sodann erfolgt im Rahmen von

3 Vor der UWG-Novelle des Jahres 2015war der Rechtsbruchtatbestand in § 4Nr. 11 UWG
2004 geregelt.

4 Bundesregierung, Begründung zum Entwurf eines Gesetzes gegen den unlauteren
Wettbewerb, BT-Drucks. 16/10145, 2008, S. 1–41.

5 Bundesregierung, Begründung Regierungsentwurf zum UWG, BT-Drucks. 18/4535,
2015, S. 1–27.
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